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Amt der Burgenländischen Landesregierung 

Zahl: 2025-001.503-2/13 
OE: A2-HLP-ROR 

164. Genehmigung des Teilbebauungsplanes „Helenenschacht“ der Gemeinde Ritzing 

Die Genehmigung der Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Ritzing vom 12. Feber 2026, mit der 
der Teilbebauungsplan „Helenenschacht“ erlassen wird, gilt mit 18. Juni 2026 gemäß § 48a Abs. 2 Burgenlän-
disches Raumplanungsgesetz 2019, LGBl. Nr. 49/2019, in der geltenden Fassung, von der Burgenländischen 
Landesregierung als erteilt. 

Für die Landesregierung: 
Mag. Zinggl, LL.M. 

Zahl: 2025-001.503-1/14 
OE: A2-HLP-ROR 

165. Genehmigung des Teilbebauungsplanes „Ortsgebiet“ der Gemeinde Ritzing 

Die Genehmigung der Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Ritzing vom 12. Feber 2026, mit der 
der Teilbebauungsplan „Ortsgebiet“ erlassen wird, gilt mit 18. Juni 2026 gemäß § 48a Abs. 2 Burgenländisches 
Raumplanungsgesetz 2019, LGBl. Nr. 49/2019, in der geltenden Fassung, von der Burgenländischen Landes-
regierung als erteilt. 

Für die Landesregierung: 
Mag. Zinggl, LL.M. 
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Zahl: 2024-013.454-2/8  
OE: A4-HAF-RJF  

166. Kundmachung zusätzlicher Prüfungstermine im Oktober und November 2026  
für die fischereiliche Eignung nach der Bgld. Fischereiprüfungsverordnung 2023 

Es wird an folgendem Termin eine Prüfung über die fischereiliche Eignung gemäß § 30 des Bgld. Fischereige-
setzes 2022 iVm § 1 der Bgld. Fischereiprüfungsverordnung 2023 abgehalten:  

Freitag, 2. Oktober 2026   9 Uhr - BH Oberwart  

Samstag, 21. November 2026  15 Uhr - GH „Gregorits“, 7013 Klingenbach  
(Im Vorfeld dieses Prüfungstermins findet von 9 Uhr bis 15 Uhr ein Vorbereitungskurs am Prüfungsort 
statt)  

Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung über die fischereiliche Eignung ist spätestens vier Wochen vor dem 
Prüfungstermin bei einer Bezirksverwaltungsbehörde einzubringen.  

Die Vorbereitungskurse für die Eignungsprüfung zum Fischereischutzorgan finden im Rahmen der angeführ-
ten Vorbereitungskurse zur fischereilichen Eignung statt. 

Die Anmeldung zur Eignungsprüfung zum Fischereischutzorgan hat beim Amt der Burgenländischen Landes-
regierung, Abteilung 4, zu erfolgen. Die Prüfung findet nach Vereinbarung beim Amt der Burgenländischen 
Landesregierung, Abteilung 4, 7000 Eisenstadt statt.  

Die Anmeldung für sämtliche Kurse hat beim Amt der Burgenländischen Landesregierung, Abteilung 4, 7000 
Eisenstadt zu erfolgen.  

Nähere Informationen dazu finden sie auch auf unserer Homepage www.jagd-burgenland.at  

Für die Landesregierung:  
Mag. Wappel 

Zahl: 2024-021.119-2/17 
OE: A9-HEU-REW 

166. Aktionsrichtlinie1  
„Umweltzeichen Tourismus- und Freizeitwirtschaft“ 

1. Allgemeines 

1.1.  Diese Aktionsrichtlinie soll im Sinne der Zielsetzung der gesetzlichen Bestimmungen gemäß dem Landes-
Wirtschaftsförderungsgesetz 1994 - WiföG eine Stärkung der burgenländischen Wirtschaft ermöglichen.  

 Grundlage für die gegenständliche Aktionsrichtlinie bildet daher das Landes-Wirtschaftsförderungsge-
setz 1994 - WiföG, LGBI. Nr. 33/1994, in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 87/2020. 

 Darüber hinaus gilt die Rahmenrichtlinie der Wirtschaftsförderung des Landes Burgenland (LABI.  
Nr. 370/2014 in der Fassung LABI. Nr. 10/2024) für die Vergabe von Förderungen und für die Förde-
rungsabwicklung.  

1 Aktionsrichtlinie gemäß Punkt 4. Förderaktionen der Rahmenrichtlinie (LABl. Nr. 370/2014 in der Fassung LABl. Nr. 10/2024 
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 Das Landes-Wirtschaftsförderungsgesetz 1994 - WiföG sowie die Rahmen-richtlinie sind daher integrie-
render Bestandteil der gegenständlichen Richtlinie. 

1.2.  Mit dieser Aktionsrichtlinie fördert das Land Burgenland Beratungsleistungen im Zusammenhang mit 
der Erlangung des Österreichischen Umweltzeichens für gewerbliche Betriebe der Tourismus- und Frei-
zeitwirtschaft gemäß Richtlinie UZ 200 „Tourismus-, Gastronomie- & Kulturbetriebe“ des BMLUK. 

1.3.  Die Gewährung von Förderungen im Rahmen dieser Richtlinie erfolgt nach Maßgabe der zur Verfügung 
stehenden Budgetmittel. 

1.4.  Soweit in dieser Förderungsrichtlinie auf natürliche Personen bezogene Be-zeichnungen nur in männli-
cher Form angeführt sind, dient dies ausschließlich der sprachlichen Vereinfachung und schließt alle 
Geschlechter ein. 

2. Zielsetzung 

2.1.  Ziel dieser Aktionsrichtlinie ist es, bestehende Potenziale in Tourismusbetrieben zu identifizieren und 
Maßnahmen zur Verbesserung der Energie- und Ressourceneffizienz, zur verstärkten Nutzung erneuer-
barer Energieträger sowie zur Vermeidung und Reduktion von Abfällen zu fördern. 

 Diese Aktionsrichtlinie trägt zur Förderung von Qualität und Umweltbewusst-sein in der Tourismus- und 
Freizeitwirtschaft bei und unterstützt eine ganzheitliche Verbesserung der betrieblichen Qualitätsstan-
dards. 

3. Angabe der beihilferechtlichen Grundlagen 

3.1.  Rechtsgrundlage für Förderungen nach dieser Richtlinie ist die Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 der  
Kommission vom 13. Dezember 2023 über die An-wendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen, ABl. L 2023/2831 vom 15. Dezember 
2023, S.1 ff.  

3.2.  Vor Gewährung der Förderung muss das betreffende Unternehmen schriftlich oder in elektronischer 
Form jede „De-minimis“-Beihilfe angeben, die es in den vergangenen drei Jahren erhalten hat. Es muss 
die Gewissheit bestehen, dass der Gesamtbetrag der Förderung, den das Unternehmen in den drei vo-
rangegangenen Jahren erhalten hat, den Höchstbetrag von € 300.000 nicht überschritten hat. Der Be-
griff des Unternehmens bezeichnet im Bereich der Wettbewerbsvorschriften jede, eine wirtschaftliche 
Tätigkeit ausübende, Einheit, unabhängig von ihrer Rechtsform oder Art der Finanzierung. Alle Einhei-
ten, die von ein und derselben Einheit kontrolliert werden, sind als einziges Unternehmen anzusehen. 

 Der Förderungswerbende hat im Förderungsansuchen entsprechende Angaben über beabsichtigte, lau-
fende oder erledigte Ansuchen bei anderen Förderungs-stellen oder anderen Rechtsträgern, die das-
selbe Unternehmen betreffen, zu machen und diesbezügliche spätere Änderungen mitzuteilen. 

 Für den Fall des Auslaufens oder der Abänderung der angeführten Rechtsgrundlagen kommen entspre-
chende Nachfolgeregelungen zur Anwendung. 

4. Förderungswerber 

4.1.  Förderungswerber können physische oder juristische Personen sowie eingetragene Personengesell-
schaften (offene Gesellschaften und Kommanditgesellschaften) im Bereich der gewerblichen Wirtschaft 
sein, deren Betriebsstätte, für die eine Förderung beantragt wird oder der die Förderung zugutekommen 
soll, sich im Burgenland befindet und einem der nachfolgend angeführten Betriebstypen gemäß Gel-
tungsbereich „Tourismus-, Gastronomie- & Kulturbetriebe“ (UZ 200) entspricht: 
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• Beherbergungsbetriebe (UZ 201) 
• Gastronomiebetriebe (UZ 202) 
• Event-Catering und Party-Service (UZ 203) 
• Campingplätze (UZ 205), ausgenommen Dauervermietung 
• Tagungs- und Eventlokalitäten (UZ 207) 
• Kinobetriebe (UZ 210) 

4.2.  Die erforderlichen persönlichen, sachlichen und rechtlichen Voraussetzungen für die Umsetzung des zu 
fördernden Projektes sind vom Förderwerber nach-zuweisen. 

4.3.  Die Ermittlung der Unternehmensgröße erfolgt gemäß Anhang I „KMU-Definition“ der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014. 

4.4.  Ausschlusskriterien 

• Beihilfen an Unternehmen der ausgenommenen Wirtschaftszweige gemäß Artikel 1 der De-mini-
mis-VO. 

• Beihilfen an Vereine und Verbände 
• Beihilfen an Unternehmen in Schwierigkeiten 
• Beihilfen an Gesellschaften, deren Geschäftsanteile zu mehr als 50 % von der öffentlichen Hand ge-

halten werden oder wesentliche Kontrolle durch die öffentliche Hand ausgeübt wird, wenn diese 
nicht am freien Markt und gewinnorientiert agieren. 

4.5.  Gegen den Förderwerber sowie bei Gesellschaften gegen einen geschäftsführenden Gesellschafter darf 

• kein Exekutionsverfahren, kein Entziehungsverfahren gemäß § 361 GewO 1994 oder kein diesem 
gleichwertigen sonstigen Verfahren anhängig sein oder 

• kein Insolvenzverfahren anhängig sein bzw. kein solches Verfahren ohne Erfüllung eines Sanie-
rungs- oder Zahlungsplanes abgeschlossen worden sein oder 

• kein Konkursantrag mangels kostendeckendem Vermögen abgewiesen worden sein oder 
• keine offene Rückforderungsanordnung (Kommissionsentscheid) der EU-Kommission aufgrund ei-

ner rechtwidrig und mit dem gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilfegewährung anhängig 
sein. 

4.6.  Weiters wird ausdrücklich festgelegt, dass einem Unternehmen, das einer Rückforderungsanordnung 
aufgrund eines früheren Beschlusses der Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer Beihilfe 
und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen ist, keine Einzelbeihilfen nach 
dieser Förderungsrichtlinie gewährt werden dürfen. 

5. Gegenstand der Förderung 

5.1.  Gegenstand der Förderung sind Beratungskosten im Rahmen der Begleitung von burgenländischen  
Betrieben der Tourismus- und Freizeitwirtschaft im Zertifizierungsprozess zur Erlangung des Österrei-
chischen Umweltzeichens. 

6. Förderbare Kosten 

6.1.  Förderbare Kosten sind die von qualifizierten Berater:innen angebotenen sowie umgesetzten Bera-
tungsleistungen, die auf Namen des Förderwerbers in Rechnung gestellt wurden (exklusive Umsatz-
steuer und ohne Nebenkosten). 

6.2.  Der maximal anerkennbare Netto-Stundensatz beträgt EUR 100. Es gilt ein Maximum von 40 anerkenn-
baren Stunden. 
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7. Art und Ausmaß der Förderung 

7.1. Die Förderung besteht in der Gewährung von nicht rückzahlbaren Zuschüssen gemäß nachfolgender Ta-
belle: 

Unternehmensgröße Fördersatz max. Zuschuss 

Kleinstunternehmen 80 % EUR 3.200 

kleine und mittelgroße Unternehmen 70 % EUR 2.800 

Großunternehmen 50 % EUR 2.000 

7.2.  Der Förderungswerber ist verpflichtet, im Förderantrag entsprechende Angaben über beabsichtigte, 
laufende und erledigte Ansuchen bei anderen Förder-aktionen oder Förderstellen und Rechtsträgern, 
die dasselbe Vorhaben betreffen, zu machen und diesbezügliche spätere Änderungen mitzuteilen. Die 
Wirtschaftsagentur Burgenland GmbH hat auf Grundlage dieser Angaben zu prüfen, ob eine Förderung 
aufgrund der für Kumulierungen geltenden Bestimmungen gewährt werden kann. 

8. Nicht förderbare Kosten 

8.1.  Ausgeschlossen von einer Förderung sind Vorhaben, mit deren Durchführung vor Einbringung eines  
Förderantrages bei der Wirtschaftsagentur Burgenland GmbH begonnen wurde. Ausschlaggebend ist 
das Rechnungs- bzw. Zahlungs-datum. 

8.2.  Von einer Förderung ausgeschlossen sind darüber hinaus zum Beispiel: 

• Kosten über dem maximalen Stundensatz von EUR 100 und der maximalen Beratungsdauer von  
40 Stunden 

• Kilometergeld, Diäten, Übernachtungskosten 
• Beratungsleistungen, die von nicht qualifizierten Berater:innen erbracht wurden 

9. Besondere Verfahrensbestimmungen 

9.1.  Das Ansuchen auf Förderung erfolgt im Vorhinein. 

9.2.  Förderanträge können erst dann bearbeitet werden, wenn die zur Beurteilung des Projektes erforder-
lichen Unterlagen vollständig bei der Förderstelle eingebracht wurden. Sollten die erforderlichen Unter-
lagen der Förderstelle nicht innerhalb von sechs Monaten ab Antragseingang vollständig zur Verfügung 
gestellt werden, gilt der Förderantrag als zurückgezogen. 

9.3.  Im Rahmen der Förderabrechnung müssen folgende Nachweise vorliegen: 

• Die Rechnung über die Beratungsleistung samt Stundenliste 
• Die Zahlungsbestätigung an das Beratungsunternehmen 
• Nachweis über die erfolgte Zertifizierung 

 Die Auszahlung der Fördermittel erfolgt nach Erfüllung der vertraglich verein-barten Auflagen und Be-
dingungen. 
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9.4.  Um die Erreichung der Förderungsziele zu gewährleisten, kann die Förderkommission weitere Kriterien, 
Spezifikationen, Bedingungen und Einschränkungen vorgeben. 

9.5.  Der Förderungsnehmer hat das geförderte Vorhaben - sofern im Förderungsvertrag nicht anders fest-
gelegt - spätestens innerhalb eines Zeitraumes von 12 Monaten ab Einreichung des Förderungsantrages 
durchzuführen. 

 In besonders begründeten Ausnahmefällen ist, unter der Voraussetzung einer fristgerechten Beantra-
gung, eine Verlängerung des Zeitraumes möglich. 

9.6.  Die zuerkannte Förderung wird eingestellt bzw. erlischt, wenn 

• die mit der Förderzusage verbundenen Auflagen und Bedingungen aus Ver-schulden des Förder-
werbers nicht innerhalb der in der Förderzusage vereinbarten Frist erfüllt werden, 

• über wesentliche Umstände unvollständige oder falsche Angaben gemacht wurden, 
• von Organen der Europäischen Union die Rückforderung verlangt wird, 
• der Betrieb zu anderen als zu den bei der Antragstellung angegebenen Zwecken geführt wird, 
• Insolvenzverfahren eröffnet wird, 
• die vorgesehenen Kontrollmaßnahmen ver- oder behindert oder Berichtspflichten nicht eingehal-

ten werden, 
• der Förderwerber der Verarbeitung seiner Daten widerspricht oder 
• über das Vermögen des Förderungswerbers vor dem ordnungsgemäßen Abschluss des geförderten 

Projekts ein Insolvenz- oder Konkursverfahren eröffnet wird oder der Betrieb des Förderungswer-
bers eingestellt wird. Im Falle der Eröffnung eines Insolvenz- oder Konkursverfahrens nach Auszah-
lung der Förderung, gilt das Projekt als ordnungsgemäß abgeschlossen. 

 In den vorgenannten Fällen ist die ausbezahlte Förderung teilweise oder zur Gänze zuzüglich Zinsen  
rückzuerstatten. 

9.7.  Im Falle einer Rückforderung von bereits ausbezahlten Förderungen hat der Förderungswerber für den 
zurückgeführten Betrag ab dem Tage der Auszahlung Zinsen nach Maßgabe des § 456 UGB zu entrichten. 

9.8.  Die Förderstelle sowie die Organe der Europäischen Union behalten sich vor, eine Überprüfung der  
Verwendung der Förderung und des geförderten Vorhabens durch ihre Organe bzw. Beauftragte vorzu-
nehmen oder vornehmen zu lassen. 

9.9.  Auf die Gewährung einer Förderung besteht kein Rechtsanspruch. 

9.10.  Der Förderwerber hat die österreichische Rechtsordnung und dabei insbesondere die arbeitsrecht- 
lichen Normen sowie das Gleichbehandlungsgesetz zu beachten. 

9.11.  Förderstelle 

 Förderanträge sind mit dem dafür aufgelegten Formular2 vor Beginn des Vorhabens bei nachfolgender  
Förderstelle einzubringen: 

 Wirtschaftsagentur Burgenland GmbH 

9.12.  Gerichtsstand 

 Als Gerichtsstand in allen aus der Gewährung einer Förderung entstehenden Rechtsstreitigkeiten ist das 
sachlich zuständige Gericht in Eisenstadt vorzusehen.  

 

2 unter www.wirtschaftsagentur-burgenland.at 
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9.13.  Es gilt österreichisches Recht. 

10. Zuständigkeit für die Förderentscheidung 

10.1. Die Förderkommission hat für die Gewährung von Förderungen Vorschläge zu erstatten. Über die 
Vergabe der Fördermittel entscheidet die Burgenländische Landesregierung. 

11. Geltungsdauer 

11.1. Förderansuchen nach dieser Förderungsrichtlinie können - vorbehaltlich einer vorzeitigen Revision und 
nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden Budget-mittel - bis zum 31. Dezember 2027 eingebracht werden. 

Für die Landesregierung: 
Der Landeshauptmann: 

Mag. Doskozil 

Zahl: 2026-010.774-1/1 

168. Richtlinie zur Förderung von Besuchen burgenländischer Schülerinnen- und  
Schülergruppen zu Institutionen der Europäischen Union 

1. Förderzweck 

Durch eine nicht rückzahlbare Förderung für Reisen zu Institutionen und Einrichtungen der Europäischen 
Union und des Europarates sollen burgenländische Schülerinnen- und Schülergruppen aus dem Burgenland bei 
der Finanzierung unterstützt werden. Der Förderbetrag dient dazu, die Kosten für die/den Erziehungsberech-
tigte/n der an der Schulreise teilnehmenden Schüler/innen zu reduzieren. 

Jungen Menschen sollen durch diese Reise ein besseres Verständnis der Abläufe und Zusammenhänge in der 
europäischen Politik ermöglicht und die Bedeutung der europäischen Integration für das Burgenland näherge-
bracht werden. Sie sollen befähigt werden, die europäische Dimension in verschiedenen Bereichen kennenzu-
lernen und diese für sich umzusetzen. Erfolgt die Fahrt nach Brüssel, wird zusätzlich ein Besuch des Büros für 
internationale Beziehungen und des Verbindungsbüros Brüssel des Landes Burgenland empfohlen.  

2. Fördervoraussetzungen 

• Burgenländische Schülerinnen- und Schülergruppen ab der 9. Schulstufe (Polytechnische Schulen, 
mittlere und höhere Schulen)  

• Antragsberechtigt sind Schulen im Burgenland sowie deren Elternvereine 
• Reise nach Brüssel, Straßburg oder Luxemburg, wenn zumindest eine Einrichtung oder Institution der 

Europäischen Union oder des Europarates besucht wird 
• Erstellung eines pädagogischen Konzeptes, das die Einbindung der Reise in den Unterricht gewährleis-

tet. In diesem Konzept muss besonderes Augenmerk auf die Relevanz der europäischen Integration 
für Jugendliche und junge Erwachsene gelegt werden. Die teilnehmenden Schülerinnen und Schüler 
haben nach Möglichkeit an der Erarbeitung des pädagogischen Konzepts mitzuwirken. 

3. Höhe der Förderung 

Die Fördersumme beträgt 150 Euro pro der/dem an der Reise teilnehmender/teilnehmendem Schüler/in.  
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4. Antragsstellung und Auszahlung 

Die Antragsstellung soll vorzugsweise rechtzeitig vor der Reise (ca. 2 Monate davor) über den Online-Förder-
antrag auf der Homepage www.ljr.at (Förderungen/Förderungen des LJR/Schulbesuch im Ausland) erfolgen. 
Eine nachträgliche Antragsstellung kann in begründeten Einzelfällen bis spätestens 6 Monate nach Abschluss 
der Reise erfolgen. Förderbegünstigt sind ausschließlich Schüler/innen, die eine burgenländische Schule besu-
chen und an einer fördergegenständlichen Reise teilnehmen.  

Die Auszahlung des Förderbetrages erfolgt nach vollständigem Vorliegen der erforderlichen Unterlagen. Ein 
trotz Verbesserungsersuchen der Förderstelle nicht den Vorgaben entsprechendes Förderansuchen sowie die 
Nichtvorlage der erforderlichen Unterlagen binnen angemessener Frist hat die Zurückweisung des Förderan-
suchens zur Folge. 

Erforderliche Unterlagen: 

• pädagogisches Konzept  
• Teilnehmer/innenliste (Vorlage Download auf www.ljr.at) 
• Kontobestätigung (Vorlage Download auf www.ljr.at), sofern im Zuge der Antragstellung bei den Bank-

daten nicht das Schulkonto angegeben wird (zB Elternvereinskonto, Privatkonto einer Lehrkraft). Aus 
der Kontobestätigung muss hervorgehen, dass die Schulleitung mit der Verwendung des angegebenen 
Kontos einverstanden ist. 

5. Verwendungsnachweis 

Der Nachweis der widmungsgemäßen Verwendung der Fördermittel hat innerhalb von 2 Monaten nach 
der Reise durch den/die Antragssteller/in mittels Online-Verwendungsnachweis vorzugsweise über die 
Homepage www.ljr.at (Förderungen/EU-Schulklassenförderung) oder per E-Mail an post.a9-ju-
gend@bgld.gv.at zu erfolgen und folgende Unterlagen zu beinhalten:  

• Rechnungen über Fahrt- und Aufenthaltskosten 
• Berichte oder Projektarbeiten und Fotos bzw. Filme (zur Veröffentlichung) 
• Beleg/Bestätigung über die Weitergabe der Fördermittel an den/die Erziehungsberechtigte/n bzw. 

Nachweis für die Reduzierung der Reisekosten für den/die Erziehungsberechtigte/n 
• Eine Meldung über etwaige Absagen von der Reise und Belege (Rechnungen und Zahlungsbelege) über 

Stornogebühren für Schüler/innen die ursprünglich für die Reise angemeldet waren und für die eine 
Förderung beantragt wurde, kurzfristig jedoch nicht an der Reise teilnehmen konnten 

6. Rechtsanspruch und Rückerstattung 

Die Förderungsmaßnahme kommt nach Maßgabe der vorhandenen finanziellen Mittel in Betracht. Ein 
Rechtsanspruch auf die Gewährung eine Förderung besteht nicht. Eine zu Unrecht bezogene oder nachweislich 
widmungswidrig verwendete Förderung ist zurück zu erstatten.  

Im Falle einer kurzfristigen Abmeldung von Schüler/innen von der geplanten Reise, sind der Förderstelle et-
waige Belege für Stornogebühren und diesbezügliche Zahlungsbestätigungen unaufgefordert zu übermitteln. 
In diesem Fall kann die Förderung von der/den/dem Erziehungsberechtigte/n für die Abdeckung der Stornoge-
bühren herangezogen werden. Betragen die Stornogebühren für den/die betroffene/n Schüler/in weniger als 
EUR 150 ist der Differenzbetrag dem Fördergeber zurückzuüberweisen.  

Werden der Förderstelle für Schüler/innen, die kurzfristig nicht an der Reise teilnehmen konnten, keine Be-
lege für Stornogebühren vorgelegt, sind die entsprechenden Förderbeträge (EUR 150 pro abgesagtem/abge-
sagter Schüler/in) dem Amt der Burgenländischen Landesregierung zur Gänze rückzuerstatten. 
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7. Datenerfassung 

(1) Die Förderstelle ist berechtigt, 

1. die im Zusammenhang mit der Anbahnung und Abwicklung des Vertrages anfallenden personenbezo-
genen Daten zu verwenden, wenn dies für den Abschluss und die Abwicklung des Förderungsvertra-
ges, für Kontrollzwecke und die Wahrnehmung der gesetzlich übertragenen Aufgaben, einschließlich 
für statistische Zwecke im Zusammenhang mit dem Vollzug der Förderungen, erforderlich ist; 

2. die für die Beurteilung des Vorliegens der Förderungsvoraussetzungen und zur Prüfung des Verwen-
dungsnachweises erforderlichen personenbezogenen Daten über die von der Fördernehmerin/dem 
Fördernehmer erteilten Auskünfte hinaus auch durch Rückfragen bei den in Betracht kommenden an-
deren Organen des Landes oder bei einem anderen Rechtsträger, der einschlägige Förderungen zuer-
kennt oder abwickelt, oder bei sonstigen Dritten zu erheben bzw. an diese zu übermitteln sowie Trans-
parenzportalabfragen gemäß § 32 Abs. 5 TDBG 2012 durchzuführen; 

3. erforderlichenfalls Daten insbesondere an Organe und Beauftragte des Landes-Rechnungshofes, des 
Rechnungshofes, Bundesstellen, Dienststellen der europäischen Kommission einschließlich der von 
diesen Stellen mit der Abwicklung von Förderungen beauftragten Institutionen weiterzugeben; 

(2) Die Fördernehmerin/Der Fördernehmer hat dafür zu sorgen, dass für die übermittelten Daten Dritter 
die entsprechenden Einwilligungen bezüglich Daten- und Persönlichkeitsschutz eingeholt werden. 

Mit dem Ansuchen ist verbindlich zu erklären, dass 

a) diese Richtlinie anerkannt wird; 
b) sofern in dieser Richtlinie nicht anders definiert, die allgemeinen Förderbestimmungen des Landes zu 

Jugendförderungen anerkannt werden; 
c) die Bestimmungen des Datenschutzgesetzes und der Datenschutz-Grundverordnung eingehalten wer-

den. 

8. Inkrafttreten 

Diese Richtlinien treten mit 1. Juni 2026 in Kraft. 

Für die Landesregierung: 
Der Landeshauptmann: 

Mag. Doskozil 

Zahl: 2026-010.774-1/1 

169. Richtlinie zur Förderung „Exkursionen zu NS-Gedenkstätten“  

1. Förderzweck: 

Eine Schulexkursion zu einem historischen Ort der NS-Verbrechen und dadurch die Auseinandersetzung jun-
ger Menschen mit der Geschichte des Holocaust, kann auf Antrag einer burgenländischen Schule oder deren 
Elternvereines durch nicht rückzahlbare finanzielle Mittel durch das Amt der Burgenländischen Landesregie-
rung, Landesjugendreferat, gefördert werden. 

2. Förderungsvoraussetzungen: 

• Antragssteller: Burgenländische Schule bzw. deren Elternverein 
• Online-Förderantrag bis spätestens 6 Monate nach der Schul-Exkursion 
• Einreichung aller erforderlichen Unterlagen 
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3. Höhe der Förderung 

Die Förderhöhe beläuft sich auf die Eintrittskosten für die NS-Gedenkstätte inkl. einer Führung durch ge-
schultes Personal und optional auch die Kosten für einen anschließenden Workshop. Mögliche Anreisekosten 
zum Exkursions-Ort sind von der Förderung ausgeschlossen. 

4. Antragsstellung 

Der Förderantrag ist bis spätestens 6 Monate nach der Schul-Exkursion mittels Online-Förderantrag auf der 
Homepage www.ljr.at (Förderungen/Förderungen des LJR/Exkursion zu NS-Gedenkstätten) zu stellen. Dem 
Förderantrag ist eine Kontobestätigung (Vorlage Download auf www.ljr.at) anzuschließen, sofern im Zuge der 
Antragstellung bei den Bankdaten nicht das Schulkonto angegeben wird (zB Elternvereinskonto, Privatkonto 
einer Lehrkraft). Aus der Kontobestätigung muss hervorgehen, dass die Schulleitung mit der Verwendung des 
angegebenen Kontos einverstanden ist. 

Ein trotz Verbesserungsersuchen der Förderstelle nicht den Vorgaben entsprechendes Förderansuchen so-
wie die Nichtvorlage der erforderlichen Unterlagen binnen angemessener Frist hat die Zurückweisung des För-
deransuchens zur Folge. 

5. Verwendungsnachweis 

Die widmungsgemäße Verwendung der Fördermittel ist bei Antragsstellung durch Einreichung folgender Un-
terlagen zu belegen (per Post oder digital eingescannt vorzugsweise als Upload im Online-Förderantrag auf 
www.ljr.at bzw. per E-Mail an post.a9-jugend@bgld.gv.at): 

• Rechnung und Zahlungsbeleg für die Führung in der NS-Gedenkstätte 
• Kurzbericht über die Führung mit Foto (zur Veröffentlichung) 
• Gegebenenfalls Rechnung und Zahlungsbeleg über die Kosten für einen nachträglichen Workshop 

6. Rechtsanspruch und Rückerstattung 

Die Förderungsmaßnahme nach dieser Richtlinie kommt nach Maßgabe der vorhandenen finanziellen Mittel 
in Betracht. Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung der Förderung besteht nicht. Eine zu Unrecht bezogene 
oder nachweislich widmungswidrig verwendete Förderung ist zurück zu erstatten.  

7. Datenerfassung 

(1) Die Förderstelle ist berechtigt, 

1. die im Zusammenhang mit der Anbahnung und Abwicklung des Vertrages anfallenden personenbezo-
genen Daten zu verwenden, wenn dies für den Abschluss und die Abwicklung des Förderungsvertra-
ges, für Kontrollzwecke und die Wahrnehmung der gesetzlich übertragenen Aufgaben, einschließlich 
für statistische Zwecke im Zusammenhang mit dem Vollzug der Förderungen, erforderlich ist; 

2. die für die Beurteilung des Vorliegens der Förderungsvoraussetzungen und zur Prüfung des Verwen-
dungsnachweises erforderlichen personenbezogenen Daten über die von der Fördernehmerin/dem 
Fördernehmer erteilten Auskünfte hinaus auch durch Rückfragen bei den in Betracht kommenden an-
deren Organen des Landes oder bei einem anderen Rechtsträger, der einschlägige Förderungen zuer-
kennt oder abwickelt, oder bei sonstigen Dritten zu erheben bzw. an diese zu übermitteln sowie Trans-
parenzportalabfragen gemäß § 32 Abs. 5 TDBG 2012 durchzuführen; 

3. erforderlichenfalls Daten insbesondere an Organe und Beauftragte des Landes-Rechnungshofes, des 
Rechnungshofes, Bundesstellen, Dienststellen der europäischen Kommission einschließlich der von 
diesen Stellen mit der Abwicklung von Förderungen beauftragten Institutionen weiterzugeben; 

(2) Die Fördernehmerin/Der Fördernehmer hat dafür zu sorgen, dass für die übermittelten Daten Dritter die 
entsprechenden Einwilligungen bezüglich Daten- und Persönlichkeitsschutz eingeholt werden. 

http://www.ljr.at/
http://www.ljr.at/
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Mit dem Ansuchen ist verbindlich zu erklären, dass 

a) diese Richtlinie anerkannt wird; 
b) sofern in dieser Richtlinie nicht anders definiert, die allgemeinen Förderbestimmungen des Landes zu 

Jugendförderungen anerkannt werden; 
c) die Bestimmungen des Datenschutzgesetzes und der Datenschutz-Grundverordnung eingehalten wer-

den. 

8. Inkrafttreten 

Diese Richtlinien treten mit 1. Juni 2026 in Kraft. 

Für die Landesregierung: 
Der Landeshauptmann: 

Mag. Doskozil 

170. Aufruf für die Einreichung von Angeboten gemäß § 47 BVergG 2018  
(Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung);  

Dienstleistungsauftrag:  
Schülerbeförderung ins und vom Sonderpädagogischen Zentrum Frauenkirchen 

Auftraggeber: 
Stadtgemeinde Frauenkirchen  
Amtshausgasse 5 
7132 Frauenkirchen 
Telefon: 02172/2300 
Fax : 02172/2300-2 

Gegenstand der Leistung:  
Dienstleistungsauftrag:  
Schülerbeförderung ins und vom Sonderpädagogischen Zentrum Frauenkirchen 

Insgesamt sind 30 Kinder und 1 Begleitperson bei der Mittags- und Abendroute also insgesamt 31 Personen 
zu befördern. Durch das Angebot der Nachmittagsbetreuung variiert die tägliche Mittags- und Abendroute - 
die Kinder sind grundsätzlich für die Betreuung am Nachmittag angemeldet, an welchen und wie vielen Tagen 
die Betreuung stattfindet wird erst zu Schulbeginn mit den jeweiligen Dienstplänen der Erziehungsberechtigten 
abgestimmt bzw. festgelegt.  

Voraussichtlich ist/sind 1 Kind(er) mit dem Rollstuhl zu transportieren - das kann sich aber im Laufe des 
Schuljahres ändern, die Fahrzeuge müssen jederzeit einer behindertengerechten Ausstattung angepasst wer-
den können. Die Begleitperson ist von Frauenkirchen abzuholen und wieder nach Frauenkirchen zurückzubrin-
gen. Die Begleitperson ist bei allen Routen miteinzuplanen. 

Die Kinder sollten ca. 15 min. vor Unterrichtsbeginn - das ist 8:30 Uhr in der Schule sein und werden nach 
dem Unterricht um 13:10 Uhr bzw. nach Ende der Nachmittagsbetreuung um 16 Uhr wieder nach Hause ge-
bracht. 

Bei der Mittagsroute sind Kinder aus den Orten:   
Apetlon, Gattendorf, Illmitz, Jois, Mönchhof, Neusiedl/See, Neudorf, Parndorf, Pamhagen, Podersdorf/See, 
Potzneusiedl, St. Andrä/Zicksee, Tadten, Wallern, Winden/See, Zurndorf *. 
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Bei der Abendroute müssen die Orte:  
Apetlon, Gattendorf, Jois, Mönchhof, Neusiedl/See, Parndorf, Pamhagen, Podersdorf/See, Potzneusiedl, 
Tadten, Wallern, Winden/See, Zurndorf *. 

* = Rollstuhlfahrer 

Zusätzlich hat 1 Kind aus der Ortschaft Jois aufgrund neuer Lehrpläne mehr Unterrichtsstunden und muss 
früher als die anderen Kinder in der Schule sein. Die Fahrten werden 3-mal pro Woche nötig sein. Der Unter-
richt beginnt um 7 Uhr. Das Kind sollte ca. 15 min. vor Unterrichtsbeginn um 6:45 Uhr in der Schule sein. Eine 
Begleitperson ist nicht miteinzuplanen. 

Erfüllungsort:  
Bezirk Neusiedl am See 

Leistungsfrist:  
Schuljahr 2026/2027 (ab 7. September 2026), 183 Schultage 

Weitere Informationen/Rückfragen sind bei der Stadtgemeinde Frauenkirchen, Amtshausgasse 5, 7132 Frau-
enkirchen, E-Mail: post@frauenkirchen.bgld.gv.at, verfügbar. 

Wir erwarten Ihr Angebot bis spätestens 17. Juli 2026, 12 Uhr  

Der Bürgermeister:  
Mag. Schmid 
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